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für Stephanie Wieland




Sozialdemokratie im Abbruch


Als am Abend des 27. Septembers 2009 feststand, daß die SPD ihr schlechtestes Ergebnis in der Geschichte der Bundesrepublik eingefahren hatte, blieben die Vertreter der Agenda-Politik der Auffassung, mit ihrem Politikprogramm dennoch richtig gehandelt zu haben. Diese Haltung hatte sich ohnehin während zahlreicher Wahlniederlagen der SPD in den Bundesländern verfestigt. Kurz nach dieser verheerenden Wahlniederlage wählte die SPD-Bundestagsfraktion den gescheiterten Kanzlerkandidaten Frank-Walter Steinmeier zu ihrem Vorsitzenden geradeso, als wäre nichts gewesen.


Während die Bürger/innen die zunehmende Ähnlichkeit der etablierten Parteien kritisieren, weigert sich die SPD kontinuierlich, die immer wieder vorhandene Mehrheit von SPD, Grünen und Linkspartei in eine Regierungskoalition umzusetzen und in dieser Konstellation eine sichtbare Alternative zum liberal-konservativen Lager zu bilden.


Der Kanzlerkandidat der SPD, Peer Steinbrück, vertritt dazu in seinem Buch »Unterm Strich« die Auffassung, daß sich die Parteien bis auf wenige Ausnahmen entideologisiert hätten, was die Bevölkerung seiner Meinung nach - und er auch - als Glück empfänden.1


Darüber wird in diesem Buch noch zu diskutieren sein. Gerhard Schröder formulierte es so, daß es nicht um eine konservative oder sozialdemokratische Wirtschaftspolitik gehe, sondern um eine moderne oder unmoderne.2 Eine solche Haltung wird auch gerne als TINA-Prinzip bezeichnet. Das kommt aus dem Englischen und steht für »There Is No Alternative« (Es gibt keine Alternative) und wurde insbesondere gerne von Margaret Thatcher bemüht. In Deutschland verweist die Bundeskanzlerin Angela Merkel gerne auf die Alternativlosigkeit ihrer Politik und steht damit in gewisser Weise in der Tradition Thatchers. Dankenswerterweise bestimmte die Unwort-Jury das Wort »alternativlos« zum Unwort des Jahres 2010.3


Im Bundestagswahlkampf 2013 kam einmal mehr die Diskussion um die Beteiligung der Linkspartei an einer Regierungskoalition mit SPD und Grünen auf. Dies geschah nicht von ungefähr. Denn bereits vor der Bundestagswahl 2013 zeichnete sich in den Umfragen ab, daß es entweder einmal mehr für eine schwarz-gelbe Koalition aus CDU/CSU und FDP reichen oder es eine Mehrheit aus SPD, Grünen und Linkspartei geben würde.


Diese zweite Option, die eine Chance für eine Alternative zu den eingefahrenen neoliberalen Politikansätzen wäre, hat sich nach der Wahl einmal mehr nicht realisiert. Der vorgeschobene Grund lautete, daß die Linkspartei aus mehreren Parteien bestünde, nicht verläßlich wäre und überhaupt eine unrealistische Politik wolle. Unrealistisch wohl deshalb, weil es zum Neoliberalismus, dem inzwischen auch SPD und Grüne anheimgefallen sind, keine Alternative geben darf.


Warum eigentlich nicht? Gerade in Zeiten, in denen die Verdrossenheit über die Verwechselbarkeit politischer Parteien zunimmt, wäre eine echte Alternative zum neoliberalen Einerlei doch zugleich eine Perspektive für mehr Leben und Diskussionen in der Politik, einer größeren Anteilnahme der Bevölkerung am politischen Diskurs und eine höhere Wahlbeteiligung. Diese Chance wurde wieder einmal vertan werden, insbesondere weil in der SPD die Architekten der Agenda 2010 an den entscheidenden Stellen in der Partei sitzen.


Mit der Bundestagswahl 2017 erübrigte sich zunächst eine Diskussion um eine rot-rot-grüne Regierung, weil diese Konstellation im Gegensatz zur Bundestagswahl 2013 über keine eigene Mehrheit mehr verfügte. Nach einer langen Phase der Regierungsbildung, in deren Rahmen die Bemühungen um eine sogenannte »Jamaika-Koalition« (besser: »Schwampel«) scheiterten, kam es 2018 erneut zu einer großen Koalition von CDU/CSU und SPD.


Das Buch »Sozialdemokratie im Abbruch« befaßt sich mit verpaßten Chancen und blickt zurück auf die Entwicklung, die die SPD bis ins tiefe Tal der 23% bei den Bundestagswahlen 2009 genommen hat. Der politische Paradigmenwechsel innerhalb der SPD wird dargestellt. Anschließend wird versucht zu ergründen, warum es so schwer ist, die SPD wieder auf einen sozialdemokratischen Kurs zu bringen. Dabei soll das Wort »Abbruch« im Titel dieses Buches eine doppelte Bedeutung erhalten: Abbruch, weil der Sozialdemokratie in den vergangenen Jahren die Wähler und Mitglieder davongelaufen sind. Abbruch auch als eine Art Gegensatz zum Aufbruch, beziehungsweise zum Abbruch desselben im Jahr 1999, als nach dem Rücktritt Oskar Lafontaines die Regierung Schröder die neoliberale Wende vollzog und den bereits eingeleiteten Politikwechsel einfach abbrach.


Dieses Buch besteht aus mehreren Teilen. Der erste Teil befaßt sich mit den Wahlen, den Parteien und das allgemeine Umfeld von Wahlen. Er mag auf die geneigten Leser/innen zunächst wie ein Fremdkörper in diesem Buch wirken, aber im Verlauf des Buches wird immer wieder auf dieser Grundlage aufgebaut.


Im zweiten Teil geht es um die Regierungszeit der rot-grünen Koalition und den politischen Entscheidungen, die zu einer Entfremdung der SPD von ihren Wähler/innen und Teilen ihrer Mitgliedschaft geführt haben. Der dritte Teil diskutiert das Koalitionsverhalten der SPD insbesondere gegenüber der Linkspartei und zeigt, daß auch dieses Verhältnis von einer erheblichen Schizophrenie geprägt ist. Hier soll es auch darum gehen zu zeigen, wie sehr die SPD noch in der alten Schröder’schen Agenda-Politik verhaftet ist und welche programmatischen Irrlichter das Bild der Partei zuweilen bestimmt haben und weiterhin bestimmen.


Ebenfalls im dritten Teil wird der Aufstieg und Fall des Martin Schulz‘ dargestellt und diskutiert. Hier sind nun in der dritten Auflage dieses Buches mehrere Kapitel hinzugekommen, die sich mit den Problemen der Kandidatur Martin Schulz‘ auseinandersetzen. Hier bleibt es jedoch bei einem analytischen Überblick. Im Detail setzt sich das Buch »Die Dauerkrise der Sozialdemokratie« mit der Ära Martin Schulz und der beginnenden Ära Andrea Nahles auseinander.


Der vierte Teil soll dann den Weg beschreiben, den sich der Autor dieses Buches für die Sozialdemokratie vorstellt. In den 1970er Jahren unter Willy Brandt gab die Sozialdemokratie den Menschen eine Vision und Perspektive. Eine allgemeine Stimmung des Aufbruchs verbreitete sich in Deutschland. Willy Brandt wollte mehr Demokratie wagen und für mehr Offenheit und Nähe zu den Menschen sorgen. Dieses Erbe wird von der SPD nur noch in Sonntagsreden beschworen, im Alltag jedoch verleugnet. Vieles von dem, was die SPD in der Vergangenheit erreicht hatte, wurde heute von Sozialdemokraten wieder zerstört. Dabei braucht gerade diese Zeit den Mut für Visionen und Alternativen. Vielleicht liegen die Alternativen näher als gedacht. Vielleicht fehlt einfach nur der Mut, sich für diese einzusetzen, was aus des Autors Sicht für die Sozialdemokratie allenthalben bejaht werden kann.


Mehr Mut der SPD zur Sozialdemokratie und die Notwendigkeit der Beteiligung der Linkspartei an einem großen sozialpolitischen Projekt! Dies ist das Anliegen dieses Buches.





1 vgl. Steinbrück, Peer: Unterm Strich. S. 383


2 vgl. Scharping entmachtet innerparteilichen Widersacher. Schröder nicht mehr wirtschaftspolitischer Sprecher. Süddeutsche Zeitung, 01.09.1995, S. 1


3 vgl. »Alternativlos« ist Unwort des Jahres 2010. Süddeutsche Zeitung, 19.11.2011, S. 9





Teil I


Wahlen, Parteien - und was


damit zusammenhängen


mag.




Ein Blick ins Wahlsystem


Der Charakter des bundesdeutschen Wahlsystems hat sich mit der Reform des Wahlrechts im Jahr 2012 und 2013 nicht verändert. Zuvor war das Bundesverfassungsgericht so freundlich, uns die Wahl mit einem an den Interessen von CDU/CSU und FDP ausgerichteten Wahlsystem zu ersparen, welches in erster Linie das Ziel hatte, die für die CDU/CSU bei der Bundestagswahl 2009 so erfreulichen Überhangmandate zu erhalten. Die SPD war bereits in der Diskussion um die erste Wahlrechtsreform nach dem Urteil im Sommer 2008 für die Einführung von Ausgleichsmandaten.


Weil es Überhangmandate auch im gegenwärtigen Wahlrecht noch gibt, lohnt es sich zu erklären, woher sie kommen. In Deutschland wird seit der Wahl zum 2. Bundestag mit zwei Stimmen gewählt. Mit der Erststimme bestimmt der Wähler oder die Wählerin die Wahlkreiskandidaten im Rahmen eines relativen Mehrheitswahlrechts. Mit der Zweitstimme entscheiden sich die Wähler/innen für eine Parteiliste und damit auch über die Zusammensetzung des Bundestages.


Was kompliziert klingt, ist relativ einfach. Wie groß die Fraktionen werden, also welchen Anteil sie an den zu verteilenden Sitzen haben werden, wird über die Zweitstimme entschieden, weshalb sie auch die eigentlich wichtigere Stimme ist. Daran hat sich auch nach der Wahlrechtsreform nichts geändert. Zunächst wird also auf Bundesebene festgelegt, wie groß die Fraktionen sind. Die Besetzung der Sitze erfolgt über sogenannte »Landeslisten«, die von den Parteien auf der Ebene der Bundesländer aufgestellt werden.


Bei dieser Verteilung der Sitze auf die Parteien auf Landesebene werden dann zunächst jene Kandidat/innen berücksichtigt, die per Erststimme direkt in den Bundestag gewählt wurden. Hier kann es nun passieren, daß eine Partei mehr Direktkandidaten hat als ihr in dem Bundesland Sitze nach Zweitstimmen zustehen. In einem solchen Fall war es bisher so, daß die Partei die zusätzlichen Sitze einfach behalten konnte. Dank dieser Regelung konnte sich die CDU/CSU nach der Bundestagswahl 2009 über 24 Kolleg/innen mehr freuen als ihr eigentlich zustanden. Die anderen Parteien gingen nicht nur leer aus, sondern mußten sich damit abfinden, daß sich die Mehrheitsverhältnisse zugunsten der CDU/CSU verschoben. Das änderte 2009 zwar nichts am eigentlichen Wahlergebnis, hätte aber doch zu erheblichen Problemen der Legitimation der Regierung führen können, wenn von diesen 24 Sitzen die Mehrheit abgehangen hätte.


Im Wahlrecht, mit dem am 22. September 2013 gewählt wurde, konnte sich dies in der Form nicht wiederholen. Denn der Deutsche Bundestag hatte in einem zweiten Anlauf noch rechtzeitig beschlossen, daß solche Überhangmandate künftig ausgeglichen werden, und zwar auf Bundesebene. Und schon kommen die ersten Parlamentskritiker und malen das Szenario an die Wand, daß sich der Bundestag erheblich aufblähen und zum größten Parlament der Welt werden könnte. Dies, so meinen andere, wäre jedoch recht unwahrscheinlich, weil das neue Wahlsystem zwar Überhangmandate nicht beseitigt, jedoch den Wähler/innen insbesondere der FDP den Anreiz nimmt, solche Überhangmandate zu schaffen.


War es bislang insbesondere in Baden-Württemberg für FDP-Wähler/innen ausgesprochen attraktiv, mit der Erststimme CDU zu wählen und darauf zu spekulieren, daß der Wunsch-Koalitionspartner durch Überhangmandate möglichst stark werden würde, ist dieser Anreiz nun dadurch genommen, daß alle Überhangmandate ausgeglichen werden. Somit bleibt die Vergrößerung der einzige Effekt, den Überhangmandate im neuen Wahlrecht überhaupt noch haben. Das Aufteilen der Stimmen, welches bei FDP-Wähler/innen besonders populär ist, auf einen Kandidaten einer »befreundeten« Partei einerseits und die bevorzugte eigene Liste andererseits bleibt künftig politisch ohne Effekt. Wenn dieser Tatbestand nur deutlich genug in die Wählerschaft getragen wird, dürfte die künftige Zahl der Überhangmandate eher verschwindend klein sein.


Eine weitere Besonderheit, die Einfluß auf unser Wahlsystem nimmt, ist die sogenannte »Sperrklausel«, auch als 5%-Hürde bekannt. Sie verhindert, daß zu viele Kleinstparteien in den Bundestag kommen und dafür sorgen, daß die Mehrheitsbildung, die der oder die Kanzler/in am Ende zum Regieren braucht, erschwert wird. Kritiker finden wiederum, daß diese Sperrklausel die Demokratie beschränkt und die Parteien fördert, die ohnehin schon im Parlament sind. Da mag zwar etwas dran sein, aber auf der anderen Seite hat auch das Argument, daß die Sperrklausel die Arbeitsfähigkeit des Bundestages fördert, etwas für sich. Das findet auch das Bundesverfassungsgericht, das die Sperrklausel für den Bundestag bisher nicht gekippt hat, obwohl es kürzlich selbiges für die Wahlen zum Europäischen Parlament tat.


Welche Schlußfolgerungen dürfen wir also aus dem bisher Gesagten ziehen? Auf der einen Seite haben wir seit längerer Zeit zum ersten Mal ein Parlament gewählt, dessen Zusammensetzung nicht durch Überhangmandate verzerrt wurde. Auf der anderen Seite sind wieder zahlreiche Parteien an der Sperrklausel gescheitert, was sich wiederum in einer größeren Zahl an Mandaten für jene Parteien ausgezahlt hat, die den Sprung ins Parlament schafften. So ist das, wenn man nicht mit so vielen anderen Anwärtern auf Bundestagsmandate teilen muß.


Gleichwohl, so sei doch dieser Kommentar gestattet, hat sich das Prinzip im Bundestag und in den Landtagen bewährt. Daß Deutschland im Vergleich zum Beispiel zu Italien über eine erhebliche politische Stabilität verfügt, können nicht einmal Parlamentskritiker glaubhaft bestreiten. Daß unser politisches System die Entstehung neuer politischer Kräfte verhindert, die letztlich auch ins Parlament einziehen, wurde in der Vergangenheit schon öfters widerlegt.


Noch heute wird gerne mit verklärtem Pathos die Zeit beschworen, in der es nur drei Parlamentsparteien gab. Besonders bei der FDP erinnert man sich mit Sehnsucht an diese Zeit zurück, als die alleinige Entscheidung, ob nach einer Wahl - oder auch mal zwischendurch - die CDU oder die SPD regieren darf, bei den Freien Demokraten lag. Mit dem Aufkommen der Grünen und der Entscheidung der SPD, nach anfänglichen allergischen Reaktionen doch mit dieser neuen Partei zu koalieren, wurde der FDP diese »Königsmacherei« entzogen. Mittlerweile bekämpfen die Oberen der FDP die Grünen stärker als seinerzeit die Kommunisten.


Mit dem Aufkommen der PDS, die nach einer Fusion mit der westdeutschen WASG zur Linkspartei wurde, fand auch die Forderung nach einem Mehrheitswahlrecht, das klare Verhältnisse schaffen solle, mit dem ehemaligen BDI-Präsidenten Hans-Olaf Henkel einen prominenten Befürworter.4 Auch den ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog trieb jüngst die Vorstellung um, man könne die Sperrklausel so weit heraufsetzen, daß die Zahl der Parteien, die in den Bundestag einziehen, deutlich - vielleicht gar auf zwei? - reduziert würde.5 Gleichwohl sind solche Ansinnen in Deutschland (zum Glück!) wohl ohne Aussicht auf Umsetzung. Der Wunsch, politische Alternativen durch die Änderung des Wahlrechts auszuschalten, dürfte in der Bevölkerung keinen Anklang finden.





4 vgl. Jörges, Hans-Ulrich: Henkel für Mehrheitswahlrecht http://www.stern.de/politik/deutschland/caf233-einstein-henkel-fuer-mehrheitswahlrecht-611017.html (zuletzt aufgerufen: 26.04.2016)


5 vgl. Focus: Roman Herzog will Fünf-Prozent-Hürde reformieren http://www.focus.de/politik/ deutschland/der-altbundespraesident-im-focus-interview-roman-herzog-will-fuenf-prozent-huerde-reformieren_aid_751665.html (zuletzt aufgerufen: 29.10.2018)




Koalitionen


In der Bundesrepublik ist es auf der Ebene des Bundes in der Regel für eine Partei nicht möglich, alleine zu regieren, auch wenn Angela Merkel es im Jahr 2013 fast geschafft hatte - aber eben nur fast. Die gegenwärtige Umfragenlage weist gar aus, daß unter den diversen Koalitionsmöglichkeiten die große Koalition der Favorit der Bevölkerung ist. Keine andere Option, also Schwarz-Gelb, Rot-Grün, Rot-Rot-Grün, Schwarz-Grün oder was noch mehr oder weniger vorstellbar ist, findet gegenwärtig so viel Anklang wie eine große Koalition. Bleiben wir bei diesem bemerkenswerten Befund der Meinungsforscher und deuteln ein wenig daran herum.


Große Koalition


Landläufig wird in den Medien gerne immer wieder behauptet, wir hätten dank der Mehrheitsverhältnisse in Bundestag und Bundesrat bereits eine verdeckte große Koalition. Tatsache ist, daß dank der Funktion des Bundesrates als ein Kontrollorgan der Länder - oder besser: der Landesregierungen - gegenüber dem Bundesgesetzgeber es durchaus notwendig ist, daß gegensätzliche Mehrheitsverhältnisse in beiden Kammern auch mal Kompromisse schließen müssen. Gerne wird die Funktion des Bundesrates als Teil der Gewaltenteilung verkannt oder als Blockadeinstrument der Opposition im Bundestag mißverstanden oder - dies wird häufiger der Fall sein - absichtlich mißgedeutet. Denn ohne eine wirksame Blockademöglichkeit ist ein Kontrollorgan im Rahmen einer Gewaltenteilung wirkungslos.


Haben also die Medien den Menschen mit Verweis auf diese Mißdeutung der Funktion des Bundesrates bereits eingeredet, wir hätten ohnehin schon eine große Koalition? Und glauben die Menschen vielleicht inzwischen, daß eine offene große Koalition als Bundesregierung angesichts dieser politischen Zustände kein schlechter Gedanke wäre?


Eine weitere Erklärungsmöglichkeit wäre die These, daß große Probleme sich am besten mit großen Mehrheiten lösen ließen. Hier begeben sich die Befürworter solcher vordergründig einfachen Lösungen auf dünnes demokratisches Eis. Dies aus mehreren Gründen heraus:


Eine große Koalition neigt dazu, die Opposition im Bundestag an die Wand zu drücken, sofern sie zu klein ist. Wenn die Regierungsfraktionen im Bundestag gemeinsam über eine breite Mehrheit verfügen, mit der sie jeden Zweifel auch in den eigenen Reihen einfach übergehen können, dürfte dies der Beachtung unterschiedlicher Interessen wenig dienlich sein. Wenn eine Regierungskoalition über eine nicht ganz so breite Mehrheit verfügt, ist sie auch eher gehalten, über Zweifel und Fragen kleinerer Gruppen innerhalb der Regierungsfraktionen nachzudenken. Wenn die breite Mehrheit in einer großen Koalition auch die Minderheiten in ihren eigenen Reihen einfach niederstimmen kann, wird sich bei den Entscheidungsträgern nicht die Einsicht breit machen, daß auch über solche Bedenken eingehender zu diskutieren sei. Dies trifft um so mehr zu, wenn dieses Grüppchen innerhalb der großen Koalition nicht einmal mit der vereinigten Opposition im Bundestag einen Beschluß aufhalten kann.


Ein zweiter Aspekt, der zu bedenken wäre, lautet, daß bei einer großen Koalition mindestens einer der Koalitionspartner in den Bundesländern mitregiert. Es gibt kein Bundesland, in dem nicht entweder die CDU oder die SPD an der Regierung beteiligt wäre. Zwar bedeutet dies nicht automatisch, daß die Regierungen der Bundesländer unisono die Hacken zusammenschlagen und alles im Bundesrat durchwinken, was die große Koalition will. Aber zweifelsohne schwächt eine solche Konstellation den Bundesrat als ein wirksames Instrument der Gewaltenteilung in Deutschland erheblich. Gerade mit Blick auf diese Funktion ist es wünschenswert, wenn ein erheblicher Anteil der Landesregierungen gar nicht an der Bundesregierung beteiligt ist.


Zudem sollten die Erfahrungen mit der großen Koalition 2005 bis 2009 gezeigt haben, daß auch in jener nur mit Wasser gekocht wurde und die großen Entwürfe, die der eine oder andere erwartet hat, bis hin zu fundamentalen Veränderungen am politischen System, (zum Glück) nicht stattgefunden haben oder gar umgesetzt wurden. Ein noch heute lebendiges Mahnmal, daß auch eine große Koalition kein Garant für sinnvolle Reformen ist, stellt die Krankenversicherung mit ihrem Gesundheitsfonds dar.


Überdies täten die Befürworter einer großen Koalition vielleicht auch gut daran, den Frust innerhalb der SPD darüber, daß die letzte große Koalition für sie mit dem historisch schlechtesten Ergebnis endete, nicht zu unterschätzen. Ob eine solche Vorgeschichte zu mehr Harmonie führt, darf bezweifelt werden.


Dies zeigt letztlich auch die Entschlossenheit des SPD-Kanzlerkandidaten Peer Steinbrück, nicht in eine große Koalition einzutreten. Denn während die große Koalition in den 1960er Jahren den Übergang zur sozial-liberalen Koalition darstellte, und den Sozialdemokraten über die 1970er Jahren hinaus zur Kanzlerschaft verhalf, verlief die Geschichte diesmal andersherum: Die große Koalition war die Ouvertüre zu einer schwarz-gelben Koalition und brachte der SPD das historisch schlechteste Ergebnis in der Geschichte der Bundesrepublik.


Bis zum Sommer 2018 gab es in Deutschland vier große Koalitionen: Die erste große Koalition dauerte von 1966 bis 1969 mit Kurt Georg Kiesinger als Bundeskanzler und Willy Brandt als Vizekanzler. Die zweite große Koalition war bereits die Koalition von 2005 bis 2009 mit Angela Merkel als Bundeskanzlerin und Franz Müntefering (2005 bis 2007) und Frank-Walter Steinmeier (2007 bis 2009) als Vizekanzler. Auch die dritte große Koalition fand unter der Führung Angela Merkels statt, und zwar von 2013 bis 2017 mit Sigmar Gabriel als Vizekanzler. Die vierte große Koalition ist die laufende, wiederum mit Angela Merkel als Bundeskanzlerin und Olaf Scholz als Vizekanzler.


Insbesondere innerhalb der SPD gab es im Vorfeld der letzten beiden großen Koalitionen Debatten, ob man von diesen nicht besser die Finger lassen solle, weil es innerhalb der Partei ein verbreitetes Gefühl gab, innerhalb dieser Regierungskonstellation von Kanzlerin Merkel »kleinregiert« zu werden. Der Blick auf die Wahlergebnisse der Sozialdemokraten der letzten Jahrzehnte mag diesen Eindruck bestätigen, doch daß diese Probleme auch noch andere Gründe haben, davon handelt dieses Buch.


Rot-Rot-Grün


Weit komplizierter als die große Koalition zwischen CDU/CSU und SPD gestaltet sich eine Koalition aus SPD, Grünen und Linkspartei, obgleich die politischen Gemeinsamkeiten größer sind als zwischen CDU/CSU und SPD, zumindest wenn den Wahlprogrammen geglaubt wird. Auf die Diskussion zwischen Anspruch und Realität soll jedoch erst im zweiten Teil eingegangen werden. Bereits im Jahr 2005, als die große Koalition vermeintlich unvermeidbar war, gab es eigentlich eine linke Mehrheit. CDU/CSU und FDP kamen zusammen auf 287 Mandate, SPD, Grüne und Linkspartei hatten zusammen 327 Mandate und damit eine klare Mehrheit. Trotzdem kam diese Koalition nicht zustande, sondern CDU/CSU und SPD bildeten eine große Koalition. Dabei spielte eine wesentliche Rolle, daß die Parteiführung der SPD trotz erheblicher Mitgliederverluste an der Agenda 2010 und den damit verbundenen Sozialkürzungen festhalten wollte, während sich die Linkspartei, in die während der Umsetzung der Agenda-Politik durch Gerhard Schröder auch zahlreiche Sozialdemokraten gewechselt waren, für ein Ende dieses neoliberalen Programms aussprachen. Auch bei den Grünen hatten die sogenannten »Realos« das Sagen, die ebenfalls nicht vom Agenda-Kurs abweichen wollten.


Zu dem Zeitpunkt sah die SPD größere Gemeinsamkeiten mit der CDU/CSU als mit der Linkspartei. Dies setzte sich auch nach dem historischen Wahldesaster der SPD bei der Bundestagswahl 2009 fort, als in den Folgejahren die neue SPD-Führung mit Sigmar Gabriel und Andrea Nahles sich redlich darum bemühten, rot-rotgrüne Koalitionen in den Bundesländern zu verhindern. Das Dramolett, das sich nach der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2010 abspielte, soll Thema im zweiten Teil sein, aber es stand geradezu symbolhaft für den Kurs der SPD-Führung, bei deren Antritt die Medien über einen angeblichen Linksruck der SPD schwadronierten. Auch in den Folgejahren gab es zahlreiche Gelegenheiten, Koalitionen mit der Linkspartei zu bilden und damit die Mehrheit im Bundesrat schon weit vor der Landtagswahl in Niedersachsen im Jahr 2011 zugunsten der SPD-regierten Länder zu kippen. In Sachsen-Anhalt und Thüringen zog die SPD eine Koalition mit der CDU der Linkspartei vor. Zu einem ganz besonderen Trauerspiel kam es dabei in Thüringen, wo die SPD nur drittstärkste Kraft wurde. Im Umfeld der Wahl wurde über eine rot-rote Koalition diskutiert. Jedoch glaube die SPD, die fast zehn Prozentpunkte weniger hatte als die Linkspartei, die Bedingung stellen zu sollen, daß ein Sozialdemokrat Ministerpräsident werden solle, wenn es zu einer Koalition mit der Linkspartei käme.


In unserem Land hat es sich als politischer Brauch eingebürgert, daß in einer Koalition die stärkste Partei den Ministerpräsidenten stellt. Eine solche Anmaßung wie gegenüber der Linkspartei traute sich die SPD dann anschließend bei der CDU nicht. Gleichwohl erklärte sich die Linkspartei bereit, auf den Posten des Ministerpräsidenten zu verzichten. Auch ein einmaliger Vorgang in der Bundesrepublik! Und obwohl die Linkspartei bereit war, diese unerhörte Forderung der SPD zu akzeptieren, entschlossen sich die Sozialdemokraten anschießend, doch lieber mit der CDU zu koalieren.


Gerne wird der Linkspartei auch von der SPD unterstellt, sie hätte ein gestörtes Verhältnis zur Demokratie und müsse erst noch beweisen, daß sie in der Demokratie angekommen sein. Bei dem Verhalten der SPD in Thüringen läßt sich die durchaus berechtigte Frage stellen, ob nicht eher die SPD in Sachen Demokratie nachzusitzen hätte?!


Die Frage des Ministerpräsidenten dürfte nur vorgeschoben gewesen sein. Offenbar hatte die SPD darauf spekuliert, daß die Linkspartei - und dies eigentlich zu recht - das Ansinnen der Sozialdemokraten zurückweisen und jenen somit ein fragwürdiges Argument für eine Koalition mit der CDU an die Hand geben würde. Hier zeigte sich einmal mehr, daß die Sozialdemokraten an einem alternativen Politikentwurf nicht interessiert waren. Statt den Mut aufzubringen, neue Wege zu gehen, akzeptierte die SPD lieber die Rolle als Juniorpartner der CDU und gab gleichzeitig das Ziel, einer baldigen Mehrheit im Bundesrat auf.


Zur Debatte stand eine rot-rot-grüne Koalition auch im Saarland, in der allerdings die SPD stärkste Kraft gewesen wäre. Wie auch in Thüringen wurde im Saarland am 30. August 2009 gewählt. Hier waren es die Grünen, die sich zierten, und die Koalitionsverhandlungen herauszögerten, bis die Bundestagswahl im September 2009 vorbei war. Gleichermaßen verhielt sich die SPD, die sich zumal direkt vor der Bundestagswahl nicht traute, eine rot-rote Koalition einzugehen. Nach der Bundestagswahl entschieden sich die Grünen dann, gemeinsam mit der CDU und der FDP eine Koalition zu bilden.


Warum also das Getue im Anschluß von Landtagswahlen - und auch Bundestagswahlen -, bei denen sich eine Zusammenarbeit mit der Linkspartei anböte? Die SPD hat sich in der Frage der Zusammenarbeit mit der Linkspartei in die babylonische Gefangenschaft der CDU begeben. Ausgangspunkt ist die legendäre »Rote-Socken-Kampagne« der CDU in der Zeit nach dem Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes. Zwar hatte die CDU nicht gezögert, gleich mit zwei Blockparteien zu fusionieren, die die DDR über die Jahrzehnte brav mitgetragen und mitgestaltet haben. Gleichwohl setzte die CDU eine Kampagne gegen die SPD in Gang, um Koalitionen mit der SED-Nachfolgepartei PDS zu verhindern. Im Konrad-Adenauer-Haus hatte sich sehr wohl herumgesprochen, daß das Erstarken der PDS langfristig dazu führen könne, daß es künftig vermehrt linke Mehrheiten geben und die CDU somit häufiger bei der Regierungsbildung außen vor bleiben könne. Was bot sich also besseres an, als Koalitionen mit der PDS zu einem Tabu erklären?


Und die SPD ließ sich auf dieses Spiel ein. Bis heute. Sie verbaute sich zahlreiche Gelegenheiten und Möglichkeiten, Koalitionen jenseits der CDU zu bilden, und damit den Bürger/innen politische Alternativen anzubieten. Bis heute ermöglicht es die SPD der CDU, mit der Vision einer rot-rot-grünen Koalition als Schreckgespenst bei den Wähler/innen hausieren zu gehen. Diensteifrigst weisen sozialdemokratische Kandidaten Vermutungen zurück, sie könnten mit der Linkspartei auch nur irgendwie zusammenarbeiten und verbauen sich damit eine wesentliche Koalitionsmöglichkeit.


Kaum eine Kampagne der CDU war so erfolgreich wie die diversen Variationen der »Rote-Socken-Kampagne«. Das Geheimnis des Erfolges dieser Kampagne liegt aber auch bei der SPD. Während einzelne Kandidaten versuchten und versuchen, aus dieser babylonischen Gefangenschaft der CDU zu entrinnen, gibt es auch den Seeheimer Kreis und die Fraktion der Agenda-2010-Anhänger in der SPD, die über diese babylonische Gefangenschaft gar nicht so unglücklich sind. Denn der Abstand zur Linkspartei entspricht ihren politischen Vorstellungen.


Dabei verfährt die SPD teilweise nach einer Doppelstrategie. Während in einigen neuen Bundesländern immer wieder Koalitionen auch mit der Linkspartei geschlossen werden, wird auf der anderen Seite versucht, dies zu vermeiden. Hier gibt es ein deutliches Nord-Süd-Gefälle: rot-rote Koalitionen gab es bislang in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Berlin. In Sachsen-Anhalt führte Reinhard Höppner über zwei Wahlperioden eine durch die PDS tolerierte Minderheitsregierung. Hier war die SPD jeweils stärker als die Linkspartei. In den südlichen neuen Bundesländern ist das Verhältnis jedoch umgekehrt: In Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen ist die Linkspartei seit Jahren stärker als die SPD, was jedoch nur ein Motiv für die Ablehnung einer Zusammenarbeit darstellen dürfte. Viel wesentlicher für die Chancen solcher Zusammenarbeiten dürften die taktischen Erwägungen in der SPD-Zentrale in Berlin sein. Dies manifestierte sich auch darin, daß der damalige Parteichef Kurt Beck gestürzt wurde, als er 2008 eine vorsichtige Öffnung zur Linkspartei versuchte. Die Agenda-Fraktion in der SPD war nicht erfreut und ersetzte Beck kurzerhand durch Franz Müntefering.


Auch nach der Wahlniederlage 2009 wuchs die Neigung innerhalb der SPD, mit der Linkspartei zu kooperieren, in keiner Weise an. Streitpunkt ist vor allem die Reformpolitik der rot-grünen Regierungszeit 1998 bis 2005, deren Ergebnisse von der Linkspartei politisch bekämpft werden, deren Mitinitiatoren jedoch noch heute an wichtigen Schalthebeln in der SPD sitzen. Diese Agenda-Fraktion akzeptiert lieber dauerhaft die Rolle als Juniorpartner der CDU, statt vom neoliberalen Glauben an die Agenda 2010 abzufallen.


Grundsätzlich war also eine rot-rot-grünen Koalition nach der Bundestagswahl 2013 unwahrscheinlich. Sie wird überdies unwahrscheinlich bleiben, so lange in der SPD das Personal, das an der Agenda 2010 der Regierung Schröder mitgewirkt hat, in Amt und Würden bleibt. Bevor es zu einer Öffnung der Sozialdemokratie zur Linkspartei kommt, muß entweder die Linkspartei die Agenda 2010 akzeptieren, was ihr politischer Tod wäre, oder aber es muß zu einem Politikwechsel innerhalb der SPD kommen. Eine neue Generation von Politikern, die sich traditionellen sozialdemokratischen Werten verpflichtet fühlt, müßte die Richtlinien der Politik in der SPD bestimmen.


Rot-Grün und Schwarz-Gelb


Seit sich die Grünen etabliert haben und auch regelmäßig an den Regierungen beteiligt werden, haben sich im Wesentlichen zwei Lager gebildet, die auch sozusagen die »Normalkoalitionen« stellen: Koalitionen aus SPD und Grünen oder CDU/CSU und FDP. Wenngleich auch festzustellen ist, daß rot-grün in den letzten Jahren harmonischer verlief als schwarz-gelb, werden wohl diese beiden Koalitionstypen auf absehbare Zeit die Regel bleiben. Zwar gab es in jüngerer Zeit auch Experimente mit CDU/FDP/Grüne im Saarland und CDU/Grüne in Hamburg. Diese waren jedoch nicht von allzu langer Dauer. Beide Modelle endeten in vorgezogenen Neuwahlen.


Die Entwicklung der Grünen macht es zwar wahrscheinlich, daß es künftig wieder zu solchen Bündnissen kommen könnte, aber die Zeit mag dafür noch nicht so richtig reif zu sein. Auf Bundesebene sind solche Überlegungen auf den ersten Blick ins Land der Träume zu verweisen, wenngleich auch die Grünen teilweise konservativ-liberaler sind als die FDP. Zu Recht werden die Grünen auch durch die FDP als ihre größte Konkurrenz wahrgenommen.


Auf der anderen Seite sind rot-rote Regierungen deutlich belastbarer. Selbst das Modell der Tolerierung durch die PDS in Sachsen-Anhalt 1994 bis 2002 zeigte eine deutlich höhere politische Stabilität als schwarz-grün oder schwarz-gelb-grün. Ohne eine vertiefte politikwissenschaftliche Analyse durchführen zu wollen darf hieraus doch geschlossen werden, daß der Pool politischer Gemeinsamkeiten in einer Koalition nicht zu klein geraten darf, wenn das politische Zweckbündnis vier oder fünf Jahre halten soll.


Die geradezu entschlossene Trotzigkeit, mit der Peer Steinbrück darauf beharrte, daß auch eine rot-grüne Koalition nach der Bundestagswahl 2013 möglich sein würde, wirkte eher so, als spräche sich Steinbrück auf den letzten Metern vor der Wahl Mut zu. Die Umfrageergebnisse zeigten zwar teilweise nur eine knappe Mehrheit für schwarz-gelb, dies jedoch unter Einbeziehung der Linkspartei, die immerhin zwischen sieben und neun Prozentpunkten gehandelt wurde.


Allzu gewagt war die Prognose jedoch nicht, daß auch nach dem 22. September 2013 die »Sphinx von Berlin« regieren würde. Dies ist zwar bedauerlich, wurde jedoch wesentlich von der SPD mitverantwortet, die sich schlicht nicht traute, eine echte Alternative, die durch eine Zusammenarbeit mit der Linkspartei auch eine Machtperspektive hätte, anzubieten. Insofern konnte die Bundeskanzlerin auch getrost so tun, als wäre sie nach einem fast schon sicheren Wahlsieg in der Lage, die FDP zur Einführung einer Mietpreisbremse oder einer effektiven Lohnuntergrenze zu überreden.


Obgleich die Gemeinsamkeiten von CDU/CSU und FDP nach der vergangenen Wahl bereits ein halbes Jahr nach Regierungsantritt erschöpft waren, scheuten sich die Verantwortlichen in diesem Wahlkampf nicht so zu tun, als hätte es nie Streit gegeben. So ist es nun einmal, wenn man von der politischen Konkurrenz nicht wirklich etwas zu befürchten hat.


Zweifelsfrei dürften die Gemeinsamkeiten von SPD und Grünen größer sein als jene von CDU, CSU und FDP (wobei das Komma zwischen CDU und CSU hier bewußt gesetzt wurde). In vielen Punkten sind sich rot-grün einig, während CDU, CSU und FDP in vielen politischen Bereichen eigene, von den anderen beteiligten Parteien abweichende Vorstellungen haben. Jüngst drohte der bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer gar, daß eine Neuauflage der schwarz-gelben Koalition daran scheitern könnte, daß CDU und FDP eine Autobahnmaut für Ausländer ablehnten. In dieser Frage wähnt Seehofer 88 Prozent der Bayern hinter sich,6 was bereits erahnen läßt, daß er sich diese Forderungen bei möglichen Koalitionsverhandlungen allenthalben teuer abkaufen lassen wird.


Die Koalitionsoptionen rot-grün und schwarz-gelb werden, wie eingangs angedeutet, auch gerne als Lager bezeichnet. Zwar wird von den Parteien immer wieder bestritten, Lagerwahlkämpfe zu führen, und auch die bereits genannten Beispiele abweichender Koalitionen mögen Gegenbeispiele sein. Aber grundsätzlich handelt es sich eben doch um politische Lager, die einander gegenüberstehen. Das muß nicht unbedingt schlecht sein, wenn es sich um echte Alternativen handelt. Weil aber diese Frage ausführlicher im zweiten Teil des Buches diskutiert werden soll, bleibt es hier nur bei diesem kurzen Hinweis. Denn gerade wer mit Interesse das Abstimmungsverhalten der Parteien im Bundestag im Rahmen der sogenannten »Griechenland-Rettung« betrachtet, kann feststellen, daß die »Lager« zumindest nicht allzu weit auseinanderliegen. Dies bot Gregor Gysi jüngst in der Sendung »Unter den Linden« auf dem Sender Phoenix die Möglichkeit, von einer »Konsenssoße« zu sprechen und hervorzuheben, daß die Linkspartei die einzige Opposition im Bundestag sei. Auch dies ist ein nicht unwesentlicher Aspekt.


Schwarz-grün sowie Schwarz-gelb-grün


Koalitionen zwischen Grünen und CDU waren über lange Zeit ein eher gewagtes Projekt, weil die Differenzen in für die Parteien zentralen Politikbereichen wie innere Sicherheit und auch Umweltpolitik erheblich waren. Mittlerweile sahen sich selbst in Hessen CDU und Grüne in der Lage, miteinander zu koalieren, obwohl sie bis dahin als besonders verfeindet galten. Zunächst auf kommunaler Ebene, dann auf Landesebene koalierten CDU und Grüne miteinander, verbunden durch eine grundsätzlich bürgerliche Haltung der sogenannten »Realos« bei den Grünen. Die bürgerliche Wende der Grünen ist mit der Fusion zwischen den Grünen und Bündnis’90 in den frühen 1990er Jahren zu sehen, denn im Gegensatz zu Teilen der Grünen, die eher links standen, war Bündnis’90 - eine Bürgerrechtsbewegung, die noch im Untergrund zu Zeiten der DDR entstanden war - eine rein bürgerliche Partei. Die Fusion mit den Grünen führte zu einer Stärkung des bürgerlichen Flügels der Grünen und eröffnete langfristig die Möglichkeit für die Partei, auch mit der CDU zu koalieren.


Inzwischen regierten CDU und Grüne gemeinsam in Hessen und in Baden-Württemberg, wo die CDU als Juniorpartner der grünroten Koalition mit Ministerpräsident Winfried Kretschmann regierte. Vor zwanzig Jahren wäre das undenkbar gewesen. Dies dürfte allerdings der CDU in Baden-Württemberg wohl - abgesehen vom Prestigeverlust - nicht ganz so schwer fallen, weil die Grünen und insbesondere Winfried Kretschmann besonders konservativ sind. Mit der Normalität schwarz-grüner Bündnisse stellt sich für SPD und Linkspartei teilweise die Frage, ob ein echter Politikwechsel gemeinsam mit dem Grünen überhaupt noch möglich sei. Dafür sprechen indes Bündnisse, in den die Grünen gemeinsam mit SPD und Linke regieren.


Festzustellen ist allerdings, daß sich in der CDU mittlerweile wohl eine Mehrheit der Funktionäre an den Gedanken gewöhnt hat, daß nach Wahlen künftig Gespräche mit den Grünen zur Bildung einer Koalition eher zum politischen Alltag gehören werden.


In der CSU sieht die Lage durchaus anders aus, wobei hier allerdings noch die aus gegenwärtiger Sicht wohl eher vergebliche Hoffnung auf eine eigene Mehrheit besteht. Nach der Landtagswahl in Bayern am 14. Oktober 2018 könnte das Wahlergebnisse Konstellationen notwendig machen, die heute noch von der CSU abgelehnt werden.





6 vgl. Fuchs, Ingrid, Oliver Klasen, Birgit Kruse und Christian Sebald: Wo Seehofer und Ude nicht ganz richtig lagen. Süddeutsche.de am 04.09.2013 http://sz.de/1.1762898 (zuletzt aufgerufen: 29.10.2018)




Parteien: Ein Überblick


Noch einige Gedanken zu den jüngsten Entwicklungen in der Parteienlandschaft der letzten Jahre. In diesem letzten Kapitel des ersten Teils soll auf nicht zu vielen Seiten der große Bogen über die Entwicklungen des Parteiensystems der Bundesrepublik gespannt werden. Dies dient dazu, die in den Medien gerne als allzu neue und große Trends bezeichneten Entwicklungen auf ein Normalmaß herunterzuziehen. Denn vieles, was in unserer Mediengesellschaft an Superlativen gerne hochgespielt wird, hat es in der Vergangenheit so oder so ähnlich bereits gegeben.


Die Nachkriegszeit


Gerne wird so getan, als wäre mit dem Auftauchen der Partei der Grünen Ende der 1970er Jahre zum ersten Mal eine neue Partei in den Bundestag eingezogen und hätte die selige Verläßlichkeit des Drei-Parteien-Systems durchbrochen. Dies ist tatsächlich nicht so. Nach dem Krieg gab es zu Beginn der bundesdeutschen Demokratie durchaus bereits eine größere Vielfalt von Parteien im Bundestag, deren Namen heute kaum noch jemand kennt. Der erste Bundestag, bei dem ohne Sperrklausel gewählt wurde, enthielt neben der KPD Parteien wie die Bayernpartei (BP), das Zentrum oder die Deutsche Partei (DP). Dem zweiten Bundestag gehörten dann schon weniger Parteien an, wie der Gesamtdeutsche Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten (GB/BHE) oder auch weiterhin die DP. Letztere schaffte es auch noch einmal in den dritten Deutschen Bundestag, so daß CDU/CSU, SPD und FDP erst ab dem vierten Deutschen Bundestag unter sich waren.


Während die ersten Jahre der Bundesrepublik die CDU gemeinsam mit der FDP regierte, folgte nach der ersten großen Koalition 1966 bis 1969 der Umschwung. Mit Willy Brandt wurde zum ersten Mal in der bundesdeutschen Geschichte ein Sozialdemokrat Kanzler. Anfang der 1980er Jahre orientierte sich die FDP wieder zur CDU um. Ausdruck dieser Neuorientierung war das sogenannte Lambsdorff-Papier, das eine neoliberale Wende in der Politik forderte.


Die Stärke der Vertriebenen-Parteien zu Beginn der Bundesrepublik, sowie das Entstehen der Grünen Ende der 1970er Jahre zeigen, daß bestimmte gesellschaftliche Probleme, wenn sie nur stark genug sind, sich auch Parteien schaffen, die diese in den Parlamenten vertreten. Die Neuordnung Europas nach dem Krieg schuf Probleme, die sich auch im Parlament Gehör verschaffen wollten, und die erst so nach und nach von allen Parteien absorbiert wurden. Die heimelige Stimmung im Deutschen Bundestag, in der sich vor allem die FDP als Königsmacher und ständiger Begleiter aller Regierungen wohl gefühlt haben dürfte, dauerte von 1961 bis 1983, als aus der ökologischen Bewegung die Partei der Grünen nicht nur Ende der 1970er Jahre hervorging, sondern auch in den 10. Deutschen Bundestag einzog.


Hiermit begann das Vier-Parteien-System. Rückblickend auf den Beginn der Republik mit seinen vielen im Bundestag vertretenen Parteien läßt sich sagen, daß es wohl nicht nur die Einführung der Sperrklausel bei der Wahl zum Deutschen Bundestag war, die für das Verschwinden vieler Parteien sorgte. Wie schon angedeutet zeigten sich die bis heute etablierten Parteien in der Lage, die vielen Interessen, die durch Spartenparteien abgebildet wurden, in sich zu integrieren. Bei der Frage des Umweltschutzes scheiterten sie jedoch, was dazu führte, daß sich eine neue Partei etablierte.


Vom Drei- zum Vier-Parteien-System


In Deutschland baute sich über die Jahre nach dem Krieg die Industrie erfolgreich wieder auf. Deutschland ist von dieser Entwicklung sehr geprägt, wie in den letzten beiden Teilen dieses Buches noch einmal aufzugreifen sein wird. Die starke Industrialisierung brachte auch eine erhebliche Umweltverschmutzung mit sich. Zwar griffen auch die bis dahin etablierten Parteien die Umweltproblematik auf, ordneten sie jedoch der wirtschaftlichen Entwicklung unter, was bis heute, wenn auch nicht in der scharfen Form, Tradition hat. Weil die Antworten auf die Umweltproblematik nicht deutlich genug gegeben wurden, konnte eine neue Partei entstehen, die sich zum Sprachrohr diese Problematik machte.


Der Zug war abgefahren. Die Grünen zogen in die Parlamente ein und belegten die Themen Umwelt und Frauenrechte in einer Weise, daß andere Parteien sich ihrer nicht mehr glaubwürdig bemächtigen konnten. Eine neue Partei hatte sich etabliert, die ihr Programm mehr und mehr auch in andere Bereiche ausbaute, was ihr auch das Überleben im System sicherte. Denn monothematische Parteien verschwinden in der Regel, wenn das von ihr bearbeitete Problem aus dem öffentlichen Bewußtsein verschwindet. Die Umweltproblematik war indes ein Dauerthema.


Die Grünen wuchsen vor allem auf Kosten der SPD. Entgegen so mancher Ansicht wird in diesem Buch die Auffassung vertreten, daß die Grünen schon immer bürgerlich-liberal waren. Gleichwohl besetzten sie auch linke Themen und konnten somit ihre Erfolge weitgehend auf Kosten der SPD feiern.


Nun haben wir oben bereits am Beispiel der PDS/Linkspartei diskutiert, daß die CDU sich bemüht, Koalitionen zwischen SPD und Linkspartei zum Tabu zu erklären und damit der SPD politische Gestaltungsmöglichkeiten zu nehmen. Ungesagt war bis hier hin, daß die CDU diese Strategie nicht zum ersten Mal verfolgte. Auch bezüglich der Grünen malte die CDU das Schreckgespenst des »rot-grünen Chaos‘« an die Wand.


Inzwischen sind, wie schon dargelegt, rot-grüne Koalitionen an der Tagesordnung und die CDU selbst scheut inzwischen auch nicht mehr das »schwarz-grüne Chaos«.


Die deutsche Einheit
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3. erweiterte und aktualisierte Auflage





